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EIISO Erdgae GhbE

v.d.d. GF Horst. Er1er, Herbert Marguard
und Dr. Crhistof Regelman
Friedrich-List-PLatz 2, 01069 Dresden

Beklagte
Proz. -Bev. :

RechtsanwäIte Freshfields Bruckhaus Deringer
Feldmühleplatz L, 40545 Düsseldorf

wegen Feetetellung

erlässt die l-0. Zivilkammer des Landgerichts Dresden durch
Vorsitzenden Richter am Landgericht Dr. Kieß aIs Vorsit-
zenden, Richter am Landgericht Prade und Richter am Land-
gericht Dr. Dreher als beisitzende Richter, aufgrund der
mündlichen Verhandlung vom 07.05.2005 am folgendes
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URTEIL

1. Es wird festgestellt, dass die jeweils zwisehen den

K1ägern (ausgenommen Kläger z! 52. und zu 62. und zn

53. ) und der Beklagten bestehenden Gasversorgung'sver-
träge über den 31.05.2005 hinaus unverändert zu den ab

1. Oktober 2004 gelEenden Preisen gemäß der Preisüber-
sicht der Beklagt,en für die ab 1-. Oktober 2Oo4 gelten-
den Erdgaspreise bj-s zur nächsten auf die letzte münd-

liche Verhandlung (tl. Mai 20OG) folgende Preiserhöhung
der Beklagten gegenüber den Klägern fortbestehen.

2. Von den Kosten des Rechtsst,reits tragen die K1äger zrt

52., zu 62. und zu 63. jeweils l/rct und die übrigen
t58/ 15L die Beklagte.

3. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar gegen Sicher-
heitsleistung in Höhe von 115 t des volLstreekbaren Be-

trages.

Streitwert: 50.000, 00 EIUR..



-L7

Tatbestsand

Die Parteien streiten darum, ob die Beklagte berechtigt
rüar, die Preise für den Bezug von Erdgae zu erhöhen.

Die K1äger sind Verbraucher, die von der Beklagten Erdgas
beziehen. Die Beklagte, die bis zum 3L.1-2.2005 noch als
Firma GASO Gasversorg.tng Sachsen Ost GmbH firmierte, ist
ein Gasversorger im Raum Ostsachsen und faktisch Monopo-

list für die Versorgung der Endkunden mit Erdgas.

Seit dem 01.05.2005 hat die Beklagte Preise für Erdgas
mehrfach erhöht. Die Kläger halten diese Preiserhöhungen
der Beklagten für unberechtigt. Sie haben mit der Beklag-
ten - ausgenommen die SonderfäIle der K1äger zu 52. (

) und zu 52. und 5'3 . ( ), wegen derer im

Verfahrensverlauf die Klage zurückgenommen wurde - Erdgas-
Iieferwerträge des Modells uSonderuertrag S-1r' geschlos-
sen. Der Vertragstext ist von der Beklagten vorformuliert.

Die in § 2 Ziffer 1 geregelten Preise weichen von den Ver-
tragspreisen für Tarifkunden ab. Der Gaspreis setzt sich
aus dem monatlichen Grundpreis und dem Arbeitspreis pro
Kilowattstunde (kWh) zusalnmen. § 2 Ziffer 2 enthä}t die
folgende Preisanpassungsklausel :

'f Die GASO ist herechEigt, die Gaspreise zu

ändern, wenn eine Preisänderung durch den
Vorlieferanten der GA.SO erfolgt. "

Nach § 5 haben beide Vertragspartner ein ordenEliches Kün-

digungsrecht mit Frist von 3 Monaten erstmals naeh Ablauf
von 24 MonaEen. Nach § 6 so1I, sofern im Sonderwertrag S-1
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nichts anderes vereinbart wird, die ABVGagV ale vereinbart
gelten.

Die Firma Verbundnetz Gas AG Leipzig (nachfolgend kurz:
\ IG) ist auf Grundlage eines ErdgasbezugsverErages (Anlage

85) Vorlieferant der Beklagten. Streitig ist, ob die VNG

einziger Vert.ragspartner der Beklagten für den Erdgasbezug
ist und ob die Beklagte eEwa wegen eines kartellrechtli-
chen Verstoßes gegen Artikel 8t/82 des EG-Vertrages sowie
§ 1 GWB riberhaupt werpflichtets ist, Gas von der VI{G abzu-
nehmen.

Der Erdgasbezugsvertrag enthäIt in § 3 eine automatische
Preisanpassung'sk1ausel, insbesondere in Bezug auf den

Arbeitspreis. Dieser knüpfE an die Preisentwicklung für
Ieichtes HeizöI auf Grundlage der monatlichen Veröffent-
lichungen des Statietischen Bundesamtes an. Zu näheren
Einzelheiten wird auf den Vertragsauszug § 3 Ziffer 2 des
Erdgasbezugsvertrages vom 16. 09. 1991 mit Euroanpassung vom

08. /2L. 08.2001 verwiesen.

Bereits am 0l-.L0.2004 erfolgte eine Erhöhung der Gaspreise
zwischen der Beklagten und den K1ägers um 0,24 Cent/kwh.
Dazu versandte die Beklagte an ihre Kunden ein entspre-
chendes Informationsblatt vom 23.09.2004 (anlage K2) . Die-
se Preiserhöhung wird von den Klägers nicht angegriffen.

P{fi 27.05.2005 kündigte die Beklagte gegenüber ihren Kunden

eine weitere Preiserhöhung per 0l-.05.2005 an (Anschreiben
Anlage K3). Zur Begründung der Preiserhöhung wird dort
darauf hingewiesen, dass die Bezugspreise für Erdgas
unmitt,elbar an die Heizölpreise gebunden seien. Die stei-
genden Rohölpreise auf dem Weltmarkt würden sich deshalb
auf die Preise für Erdgas auswirken, so dass die Beklagte
gezwungen sei, die Erdgaspreise zum 01.06.2005 anzupassen.
Das Schreiben ist an die Kunden mit dem Sonderpreis S-1
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gerichtet. Der Umfang der Preiserhöhung 1ässt sich dem

Schreiben nicht entnehmen. Bei Vergleich mit der Preiser-
höhungsmitteilung vom 23.09.2004 (K3) ist festzustellen,
dass eine Erhöhung des Arbeitspreises vorgesehen ist. Der
monatliche Grundpreis bleibt konstant.

Die K1äger haben der Preiserhöhung vom 27.05.2005
schriftlich widersprochen; jedoch mit unterschiedlichen
Reaktionen (teilweise Zahlung unter Vorbehalt, Kürzung der
Abschlagsrechnungen, Minderung der ilahresabrechnutrg, An-
drohung der Kürzung auch künftiger Zahlungetr, Einverständ-
nis mit 2 % erhöhung unter der Bedingung keiner weiteren
Preiserhöhungen). Die Beklagte hat daraufhin die Kläger
mit auf entsprechende Einwendungen zugeschnittenen Er1äu-
Eerungen zwecks Rechtfert,igung ihres Preiserhöhungsverlan-
gens angeschrieben (Anlagen 87, B8, 89). Eine Offenlegung
der Preiskalkulation erfolgte mit diesem Schreiben nicht.

Nach Klageerhebung gab es weitere Preiserhöhungen zum

Arbeitspreis bei Kunden mit Sonderpreis S-1; und zwar
zum 01.11.2005 von 5,08 Cent/kwh auf 5,2L Cent/kW!rr, zum

01.01,.2006 auf 5,80 Cent/k['Ih und zum 0l-.04.2006 auf 5,15
Cent/kWh (jeweils brutto). Auch diese Preiserhöhungen
machen die K1äger zum Gegenstand ihres Feststellungsbe-
gehrens (Sitzungsprotokoll vom L7.05.2005, S. 2, 81. A23

d.A. ) .

Die K1äger sind der Ansicht, dJ-e Beklagte könne die
neuen Preise aufgrund der Preiserhöhungen zum 01.06.2005,
01.11.2005, 0L.01.2006 und 01.04.20OG aus Rechtsgründen
aus folgenden Erwägungen nicht verlangen:
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Die Preisanpassungsklausel im Sondervertrag S-1 sei
AGB-rechtlich unwlrksam. Die Unwirksamkeit der Klausel
ergebe sich aus einer unangemessenen Benachteiligung
des VerEragspartners des Klauselverwenders gemäß § 307

Abs. L SaEz L BGB und fehlender Transparenz gem. § 307

Abs. L 5.2 BGB.

Bei Dauerschuldverhältnissen sei zwar grundsätzlich eine
Preiserhöhung zuIässig, jedoch nur, wenn diese ausreichend
transparent gemacht ist. Der Vertrag'spartner müsse erken-
nen, welche einzelnen Belastungen auf ihn zukämen.

Die hier streitige Preisanpaesungsklausel werde diesen
rechtlichen Anforderungen aber nicht gerecht. Die Preis-
erhöhung zum 01.06. sei aber auch aus formaLen Gründen

unwirksam. Das Preiserhöhungsschreiben (K3) sei nämlich zu

unbestimmt. Den K1ägern erschließe sich nicht, welche hö-
heren Preise sie schulden. Daran würden auch die Erläute-
rungsschreiben (ez - 89) nichts ändern.

Im Übrigen sei keine Rechtsgrundlage für das Preiserhö-
hungsverlangen benannt. Die angegebene Begründung werde

den Voraussetzungen der vertraglichen Preiserhöhungsklau-
seln nicht gerecht, da konkrete nachprüfbare Angaben zur
Erhöhung der Preise des Vorlieferant,en fehlen.

Wegen eines kartellrechtlichen verstoßes gegen Art. 81 und

82 des EG-Vertrages sowie § l- GwB sei ohnehin fraglich,
ob die Beklagte verpflichtet ist, aufgrund eines wirksamen
Bezugsvertrages von der VIüG Gas abzunehmen. Dann aber sei
auch fraglich, ob die Anknüpfung der Preisänderungsbefug-
nis an die Bezugspreise zulässig ist.

Die Unwirksamkeit der fraglichen Anpassungsklausel
könne auch nicht durch ein Preisanpassungsrecht aus

§ 4 Abs.2 AVBGaeV kompensierE werden, weil diese Regelung
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dann aIs Umgehungstatbest.and seinerseits gegen § 305 a
BGB verstoßen wirrde. Im Übrigen enthalte die A\IBGasV

ohnehin keine eigenständige Prei-sanpassungsbefugmis. Die
durch die Unwirksamkeit der vertraglichen Preisanpassungs-
klausel entstandene Vertragslücke sei auch nicht über eine
ergänzende Vertragsauslegung oder Vertragsanpassung zu

schließen.

Vertragsanpassung käme ohnhin nur in Betracht, wenn der
ersatzlose Wegfall der Klausel zu keiner interessengerech-
ten Lösung führen wrfrde. Davon könne aber keine Rede sein,
denn das beide Vertragsparteien treffende Preisänderungs-
risiko wird auch durch die Kündigungsmöglichkeit gemäß § 5

des Sonderwertrages S-1 ausgeglichen.

Es verstoße außerdem gegen das Verbot geltungserhaltender
Reduktion, wenn der BekLagten troLz Fortfall der Preisän-
derungsklausel aus Billigkeitserwägungen heraus dennoeh
ein Preisanpassungsrecht zugestanden würde.

SchließIich entsprächen die Preiserhöhungen auch nicht
billigem Ermessen im Sinne von § 315 BGB, welcher neben §

19 Abs.4 GWB auf vorliegende Fallgestaltung direkt anwend-

bar wäre.

Zu berücksichtigen seien nämlich die Besonderheiten des

Erdgasmarktes. Ein wirtschaftlich sinnvolles Ausweichen
auf andere EnergieanbieLer wäre den Gaskunden näm1ich
nicht möglich, weil dies ein Umrüsten des Heizsystems
notwendig machen wtrrde, \^Ias $regen der hohen Anschaffungs-
und Umrüstkost.en als wirtschaftliche sinnvolle Alternative
ausscheide. Dessen ungeacht,eL lägen die rechtlichen Vor-
aussetzungen für eine einseitige Preiserhöhung nicht vor.
Ein solches Leistungsbestimmungsrecht sei schon nicht ord-
nung:sgemäß ausgeübt. Eine empfangsbedürftige Mitteilungen
an den VertragsparEner setze nämlich voraus, dass diesem
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deutliche werde, was er mehr zu bezahlen habe. Die Mittei-
lung der Beklagten urürde dem aber nicht gerecht werden. Im
trbrigen sei die Erhöhung aber auch unbillig. Preise für
Leistungen der Daseinsvorsorge wrirden zwar der gerieht-
liche Billigkeitskontrolle unEerliegen. Wer jedoch - wie
hier die Beklagte - eine einseitige Preiserhöhung nach

dem Billigkeitsleistungsbestimmungsrecht beanspruche, tra-
ge dafür die Darlegungs- und Beweislast. Dies sei aufgrund
der größeren Sachnähe der Beklagten auch nur folgerichtig.
Dabei müsse die EnEwicklung der Vorlieferantenpreise auch
über einen längeren Zeitraum dargestellt werden, um die
Vermutung z\ widerlegen, dase die Beklagte Preissenkungen
des Vorlieferanten nicht weitergegeben hat. Es sei deshalb
auch zu prüfen, ob der SockelbeErag (Preisgrundlagen Okto-
ber 2OO4) Billigkeitserwägungen stand häIt. Die Beklagte
müsse die Kalkulation ihrer Preise (Aufschlüsslung Ko-

sten/Gewinn) offen legen, um auszuschließen, dass Bezugs-
kostensteigerungen durch Ej-nsparung bei anderen Kostenfak-
toren kompensiert wurden. Zumindest müsse sie den Anteil
des Gaseinkaufspreises am Endpreis offen legen, um Kosten-
steigerungen am Gaspreis zu belegen. fm Tbrigen sprächen
eine Reihe von Indizien für die Unbilligkeit der Preisbe-
stimmung der Beklagten, denn die Kostensteigerung weiche
von der allgemeinen Teuerung nach dem allgemeinen Verbrau-
cherpreisindex erheblich ab. Auch sei ein Berufen auf die
Ölpreisbindung unbillig, da Ölpreissteigerungen nicht mit
Gaspreissteigerungen vergleichbar seien. Vermutlich habe

die Beklagte aber auch selbst überhöhte Einkaufspreise an

die K1äger weitergereicht. anhaltspunkte dafür w[rrden sich
aus einem Vergleich der Preisentwicklung der Beklagten mit
dem Grenzübergabepreis für Gas (GÜP) ergeben. Schließlich
zeige ein Preisvergleich mit anderen Regionalbietern, dass

sich der Preis günstiger kalkulieren lasse, insbesondere
bei inIändischen AnJcietern mit gleichen Rahmenbedingungen
(von 653 Anbietern seien 605 Anbieter billiger (anlage

K4) ) .
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Die Kläger beantragen,

festzustellen, dass die jeweils zwischen den

Klägern und der Beklagten bestehenden Gas- versor-
gungsverträge über den 3l-.05.2005 hinaus unverän-
dert zu den ab 01.10.2OO4 geltenden Preisen gemäß

der Preisübersicht der Beklagten für die ab dem

0L.10.2004 geltenden Erdgaspreise bis zu nächeten
auf die Letzte mündliche Verhand,lung folgenden
Preiserhöhung der Beklagten gegenüber den K1ägern
fortbestehen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuwei-sen.

Die Beklagte rügt die Zuständigkeit des r,andgerichts Dres-
den, da eine Kartellsache vorliege, für die das Landge-
richt Leipzig ausschließlich aufgrund der Sonderzuständig-
keiten der Gerichtsorganisat.ion im Freistaat Sachsen das
zuständig wäre.

Das Klagebegehren sei aber auch unschLüssig, da zumindest
einige K1äger die Preiserhöhung nichE generell abgelehnt,
sondern nur eine Preiserhöhung über 2 t nieht akzeptiert
hatten.

Soweit diese K1äger aber einen Preis bis 2 t zuerkannt
hätten, bestünde für diese kein Rechtschutzinteresse im
Umfang der begehrten Feststellung.
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Schließtich fehle es aber auch am Feststellungsinteresse,
denn einige K1äger rrlrrden Rechnungskürzungen, die bezif-
ferbar sind, vornehmen.

Außerdem seien die meisten Kläger durch die Er1äute-
rungsschreiben (87 - B9) - bezogen auf die Erhöhung zum

01.05.2OO5 - darauf hingewiesen worden, dass ihren Ein-
wendungen § 30 A\IBGasV entgegenstehe. Solche K1äger, die
Abschläge kürzen, wrirden nämIich gegen § 30 AVElGasV, we1-

cher eine Kürzung nur bei offensichtlichen Rechenfehlern
vorsehe, verstoßen. Die Einwendungen der K1äger seien aber
keine Rechenfehler im Sinne der vorgenannten Vorschrift.
Hier seien die Kläger auf das Rückforderungsverfahren zu

werweisen, in welchen dann die Beklagte die Billigkeit. zu

beweisen hätte.

Im Llbrigen sei,en die Preiserhöhungen aber auch aus folgen-
den Gründen wirksam:

Rechtsgrundlage sei der vertragliche Preisanpassungsan-
sprueh gemäß § 2 Zlffer 2 Sondervertrag S-1. Die Beklagte
habe die Preise im dort zu}ässigen Rahmen erhöht. Dies
sei auch formal in ordnung gewesen. Die Mitteilung an die
Kläger vom 27.05.2005 (K3) gebe entsprechend § 3 Preisan-
gabenVO (Anlage B24) BrutE.o- und Nettopreise an. Ein abso-
luter Endpreis sei folgerichtig nicht bezifferbar, da ver-
brauchsabhängig (Rechnungsmodelle Anlagen B20 - E22).

Der Beklagten sei auch kein Preismissbrauch aus einer Mo-

nopolstellung im Sinne von § 19 Abs. 4 Nr. 2 GWB worwerf-
bar. Diese Regelung sei hier als Spezialnorm gegentiber §

315 BGB anzuwenden. Dass der Beklagten ein Preismissbrauch
nicht vorwerfbar sei, werde aber dadurch belegt, dass
nach Prüfung durch die Landeskartellbehörde (das SMWA) die
Vorprüfung gegen die Beklagte wegen Preismissbrauchs am

l7.LO.2oo5 eingestellt habe (anlage 819) . Dieses Ergebnis
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entspräche auch Preisvergleichen (nnlage 820) mit benach-
barten Versorgern per 01.L0.2OO4, wobei sich zum St.ichtag
19.1-0.2005 das Preisniveau nicht verändert habe. Preis-
übersichten, welche die K1äger vorleg€D, fehle dagegen der
örtliche Bezug.

Ungeachtet der Vorrangigkeit des § 19 Abs. 4 GüIB und
des vertragli-chen I-,eistungsbestimmungsrechts seien die
Preiserhöhungen der Beklagten aber hilfsweise auch im
Lichte des § 315 Abs.3 BGB zu1ässig, wobei die sogenannte
Monopolrechtsprechung im Zusammenhang mit s 315 BGB auf
Erdgaslieferungen nicht anwendbar sei. Erdgas sei nämlieh
- anders al-s bei Strom-, Ialasser- und Netznutzung oder bei
Krankenhausptlegesätzen - austauschbar. Die Beklagte mag

zwar ein Monopol im Bereich der Gasversorgung haben, sei
aber nicht marktbeherrschend auf dem Wärmemarkt, sondern
stehe aber sehr wohl im Wettbewerb mit alternativen Ener-
gieträgern.

Die Preiserhöhungen entsprächen letztlich auch der BiI-
ligkeit, denn die gestiegenen Vorlieferantenpreiee sind
von der VI.IG gegenüber der Beklagten mit Schreiben vom

09.1-1.2005 (86) belegt. Die Preise seien unter Verweis
auf die Prej-sübersicht (Anlage 813) im streitigen Zeitraum
sogar noch stärker gest.iegen als die Beklagte an ihre Kun-
den weitergereicht hat. Die Bindung der Gaspreise an die
Ölpreise sei nicht ztr beanstanden. Die Beklagte halce die
Bezugspreiserhöhung auch regelmäßig kostenneut.ral an ihre
Gaskunden weitergegeben, was die unabhängige Wirtschafts-
prüfgesellschaf t (I(PMG) für den Zeitraum vom 01.04 .2004
3L.10.2005 bzw. 01.01-.2005 - 30.04.2006 auch gutachterlich
festgestellt habe (815', 846) .

Billigkeitsansatz sei im Übrigen der Preis konkurierender
Energieträger, insbesondere das Preisniveau für vergleieh-
bare Leistungen bei gleichzeitig umfassender Würdig,ung des
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Vertragszwecks. Unter Berttcksichtigung dieser Prämissen
müsse die Preiserhöhung aber Bestand haben, weil diese
den Fest,stellungen der Sächsischen Kartellbehörde (819)

entspräche. Hingegen seien Grundsätze der Preisbildung
von Stromversorgern mit Gaslieferungen nicht vergleichbar.
Während Gas sich gegen andere Energieträger behaupten müs-

s€, richte sich der Strompreis nach der Bundestarifordnung
ELT (BTO-EI,T) und sei damit genehmigungspflichtiger Ko-
strenpreis.

Auf die mündliche Verhandlung vom 07.05.2005 hatten die
Parteien im Zuge gewährten Schriftsatznach]ässe noch
ergänzend vorgetragen. Nachfolgend machten sie mit nicht
nachgelassenen weiteren anwalt,lichen Schriftsätzen vom

09. 05 .2006 (Beklagte) und vom L4.06.2005 und 22.06 .2006
(K1äger) noch weitere Ausführungen.

Wegen des weitergehenden Sachvortrages wird auf die übri-
gen zur Akte gereiehten Schriftsätze und Anlagen sowie auf
das Sitzunsprotokoll ver'wiesen.
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Eutscheidungsgründe:

Die zulässige Klage (dazu A.) ist begründet (dazu B.).

Die Klage ist zu}ässig.

I.

Das Landgericht Dresden isE in der Sache sachlich zustän-
dig, da eine Kartellsache im Sinne des § 87 GwB nicht
vorliegt,.

Nach dem klägerischen Vortrag, der für die BesE,immung des

Streitgegenstandes entscheidend ist (vgl. ZöLLer/vo11kom-
mer, ZPO, 25. AufI. 2005, § 1 Rn. 18) , liegt eine Kartell-
sache nicht vor.

Die Kläger stützen ihren Klageanspruch gerade nicht auf
kartellrechtliche Regelungen. Sie meinen, die Beklagte
könnten ihren Preiserhöhungsanspruch nicht. auf eine
vertragliche Preisanpassungsklausel können, oder wenden

ein, die Preiserhöhung hielten Bitligkeitserwägungen nicht
stand. Wenn die Beklagt,e nun meint, der Anspruch der K1äger

sei auch im Lichte des § 19 Abs. 4 GWB zu beurteilen, ao

mag es sein, dass sich das entscheidende Gericht mit diesem
kartellrechtlichen Einwand zwar auseinandersetzen muss, So-
weit aber - wie hier - die Norm nicht anzuwenden ist, liegt
eine Kartellsache nicht vor.

A.



-28

II.

Die K1äger sind auch zu1ässige Streitgenossen im Sinne des
§ 60 ZPO, da gleichartige und auf einem im üIesentlichen
gleichartigen tatsächlichen und rechtlichen Grund beruhende
Ansprrlche Gegenstand des Rechtsstreits bilden. Dies gilt um

so mehr, als die K1äger, welche mit der Beklagten gegenüber
al1en anderen K1ägern abweichende vertragliche Vereinbarun-
gen getroffen hatten, zwischenzeitlich die Klage zurück ge-
nommen halcen -

III.

Der Feststellungsantrag ist auch hinreichend bestimmE,
insbesondere nachdem mit der weiteren Präzisierung des
Wortlautes bei der Antragstellung im Verhandlungstermin
am 07.05.2005 auch die notwendige Klarheit zum erfassten
Streitgegenstand geschaffen worden ist.

Ob der Ant,rag im gestellten Umfang insgesamt begründet isE,
ist keine Frage der Zulässigkeit, sondern eine Frage der
Begründetheit.

IV.

Schließlich ist auch ein Feststellungsinteresse der K1äger
im Sinne des § 256 Abs. L ZPO zu bejahen.

Das gilt nicht nur für die Kläger, welche den ein-
seitigen Preiserhöhungen der Beklagten grundsätzlich

1.
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entgegengetreten sind - eei es durch Vorbehaltszahlung
oder Zurückbehaltung der Erhöhungsdifferenz - sondern
auch für diejenigen, welche bereiE gewesen sind,
eine Preiserhöhung von 2 t zu akzeptieren, wenn die
Beklagte auf weitere Preiserhöhungen verzichtet, hätte.

Da die Beklagte dieses Angebot, eine geringe Preiser-
höhung zu akzeptieren, nicht angenommen hatte, besteht
nämlich auch bei diesen Klägern ein Interesse am Fort-
bestand der Vertragspreise zum Stand Oktober 2OO4

2. Dem Feststellungsinteresse steht
nicht entgegen.

auch § 30 AVBGaSV

Danach kann der Kunde nur Einwände gegen die Richtig-
keit der Abrechnung erheben, soweit offensichtliche
Fehler vorliegen. Ansonsten ist er gehalten seine
weiteren Rechte im Rückforderungsprozess geltend zu

machen.

Unter den Begriff dieses rrRechnungseinwandesn Iässt
sich aber die beanstandete unbillige Tariferhöhung
nicht subsumieren. Entscheidend ist, dass die abge-
rechnete Forderung der Beklagten grunsätzlich berech-
tigt sein muss, was dann , wenn sich hinsichtlich der
Höhe Un-billigkeit herausstellen w[rrde, von Anfang an

nicht der FaII gewesen wäre (v91. IJG Heilbronn RdE

2006, 89 ff . insbes. III .A.2. mwN) . Das Vorgehen im

Ialege einer Feststellungsklage bei Zahlung unter Vorbe-
halt hat im ÜUrigen auch der Kartellsenat des Bundes-
gerichtshof in seinem Urteil vom l-8.10.2005 (Az.: KzR

36/04, zitiert nach juris, dort Rn. 2, 19) nicht bean-
standet.
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B.

Die K1age ist auch begründet, weil die streitgegensEändli-
chen, von der Beklagten durchgeführten Preiserhöhungen un-
wirksam sind.

Es mag dahinstehen, ob die Mitteilungen der Beklagten an

die K1äger - soweit dieee im Prozess für die erste Preis-
erhöhung zum 01.06.2005 vorgelegt wurden - inhaltlichen
Anforderungen zur Rechtfertigung der Preissteigerung auf
Grundlage der verEraglichen Preisänderungsklausel genügen.

ohne Belang ist auch, ob die VI{G einziger Zulieferer ist
und ihr VerErag zur Beklagten rechtlich zv beanstanden
wäre.

Denn ein Preiserhöhungsverlangen kann die Beklagte nicht
auf § 2 Abs.2 des Sonderveretrags S-1 stützen, weil die
KLausel gem. § 307 Abs.L BGB unwirksam ist (unten I.).

Auch die A\rBGasV - ihre wirksame Einbeziehung in die
mit den Klägern geschlossenen Verträge unterstellt - gibt
d.er Beklagten keine Befug:ris zur einseitigen ilnderung der
Vertragspreise (unten II. ) . Die Beklagte ist auch unter
Berücksichtigung des Verbots der geltungserhaltenden Reduk-

tion gehindert gewesen ihre Preiserhöhungen aus allgemeinen
Rechtsgrundsätzen gem. §§ 313 oder 315 BGB herzuleiten (un-

ten III. ) .

Dessen ungeachtet ist die Beklagte zur Rechtfertigung der
Billigkeit ihrer Preiserhöhung beweisfältig geblieben (un-

ten IV. ) .
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Es spricht bereits Einiges dafür, dass das Anschreiben
der Beklagten vom 27.05.2005 (K3) nebst nachgeschobener
Er1äuterungschreiben (F7, B8, 89) zrtr Preiserhöhung per
01. 06.2005 (K3) vertraglichen Preisänderungsrechten inhalt-
lich nicht gerecht wird. Denn die sachlichen Zusanunenhänge

zwischen Bezugspreiserhöhungen und Gaspreiserhöhung werden
nicht ansatzweise nachvollziehbar dargestellt. Allein der
Verweis auf die Erhöhung der Heizölpreise genügt nicht.
Darauf konunt es aber letztendlich gar nicht Ern.

Es ist auch ohne Belang, ob die Vl[G Eatsächtich einziger
Zulieferer der Beklagten ist und ob der ZulieferverErag et-
wa wegen Verstoßes gegen Art.81 und 82 EG-Vertrag und gegen

§ 1 cWB unwirksam sein könnEe.

Die Kläger können sich nämlich gemäß § 307 Abs. 1 S. 1 BGB

zu Recht auf die Unwirksamkeit der Preisanpassungsklausel
in § 2 Abs.2 des Sonde:rzertrags S-1, die an die Anderung
der Zulieferpreise knüpft, berufen, weiL sie durch die
K1ausel aIs Vertrag,spartner des Verwenders (der Beklagten)
unangemessen benachteiligt sind (unten 1.). Ob die Klausel
darüberhinaus auch dem notwenigen Transparenzgebot nicht,
entspricht (S 307 Abs.1 5.2 BGB), kann dahinstehen (unten
2.1 .

l-. Die Preisanpassungsklausel j-m Sondervertrag S-L ist
gemäß s 307 Abs.1 s.1 BGB unwirksam, weil sie den
Vertragspartner des Verwenders unangemessen benach-
t,eiligt.

I.
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Die Beklagte ist unstreitig formularmäßiger Ver-
wender der Preisklausel, sodass deren Wirksamkeit
der Kontrolle gem. § 305 ff BGB unEerliegt.

Bei Dauerschuldverhältnissen ist zwar grundsätz-
Iieh eine Preiserhöhung zulässig. Preisanpas-
sungsklauseln unterliegen aber auch dann, wenn es

sich bei ihnen - wie hier - um Geschäftsbedin-
gungen von Versorgungsunternehmen handelt, nach
ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichtsho-
fes a1s Preisnebenabreden der rnhaltkontrolle
und sind dieser nicht etwa gem. § 307 Abs.3
BGB entzogen (vgl. etwa BGH NifW-RR 2005 t 1-7L7

mwN) .

Unangemessen ist die Benachteiligung, wenn der
Verwender durch einseitige Vertragsgestaltung
missbräuchlich eigene Interessen auf Kosten sei-
nes Vertragspartners durchzusetzen versucht, ohne

von vornherein auch dessen Belange hinreictrned zt;-

berücksichtigen und ihm einen angemessenen Aus-
gleich zuzugestehen (Palandt/Heinrichs, BGB 65.
AufL 2005, § 307 Rn 8 mwN). Eine Klausel kann
auch nicht nur deshalb aufreehterhalten bleiben,
weil der Verwender meint, nur in einem Umfang von
ihr Gebrauch zu machen, der rechtlich unbedenk-
Iich wäre (palandt/Heinrichs, aao., Rn 4) . Gerade
in Vert,rägen mit Verbrauchern sind an die Ausge-
wogenhej-t und Klarheit der Erhöhungslausel stren-
ge Anforderungen zu ste11en. Klauseln, die einem
Verwender eine Preiserhöhung nach freiem Belie-
ben gesEatten, sind unwirksam (Patandt/Heinrichs,
aaO., § 309 BGB Rn I mwN) .

Diesen Grundsätzen wird die hier streitige
Preisanpassungsklausel aber nicht gerecht.

b.

c.

d.
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(1) Die Preisbestimmung ist von einem überprüf-
baren Preisindex abgekoppelt. Die Klausel
schließt nicht aus, dass die Beklagte mög-

Iicherweise schlecht ausgehandelte Vorliefe-
rantenpreise auf die Kläger abwälzen könnte.

(2) Die Preisbestimmung lässt eine Erhöhung
nicht nur entsprechend dem Zulieferpreis,
sondern darüber hinaus mit Gewinnsteigerung
zu.

Nach deren Wortlaut bräuchten auch mögliche
Einsparungen bei etwa anderen Kost.enfaktoren
nicht berücksichtigE werden müssten. Die Be-
nachteiligung des Vertragspartners kann aber
nur ausgeschlossen werden, wenn auf die Ge-

samtkosten der Beklagten abgestellt wird.

(3) Nach dem [ttrortlaut der Preiserhöhungsklausel
- r,Gaspreisänderung bei Preisänderung durch
den Vorlieferantenr' - wäre es sogar möglich,
die Preise bei Senkung der Zulieferpreise zu
erhöhen.

(4) Die Preisklausel enthäIt, auch keine zeitli-
che Begrenzung der Preisänderungsbefugnis.
Dies eröffneE der BeklgEen die Möglichkeit,
auch Bezugspreisänderungen heranzuziehen,
die bspw. vor Vertragsabsehlues liegen oder
dort zumindest schon absehbar waren (BGH

Urt. vom 2L.O9.2005, Az.I VIfI ZR 38/05).
Dadurch trifft die Kläger ein unkalkulierba-
res Preiserhöhungsrisiko .
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(5) Die K1ausel enthä1t auch keine, die Benach-
teiligung des Vertragspartners ausschließen-
de Ausgleichsregelung, wie z.B. eine Pflicht
der BeklagterL z:ur Senkung der Gaspreise bei
Preissenkung des VorlieferanEen.

Auch die dem Vertragspartner eingeräumte
Kündigungsmöglichkeit nach Ab1auf von 2 ,fah-
ren sEellt wegen der MonopolsEellung der Be-

klagten auf dem regionalen Gasmarkt und we-

gen in Folge dessen unwirt.schafttichem Auf-
wand zur Umstellung des Heizmediums keinen
zumutbaren, angemessenen Ausgleich dar.

Ist die Preisklausel aber bereits wegen unangemesse-

ner Benachtseiligrrng des Vertragspartners unwirksam,
bedarf es keiner weiteren Erört,erung, ob die Unwirk-
samkeit sich auch damit begründen ließe, dass es der
Klausel etwa an der notwendigen Transparenz fehlt
(§ 307 Abs.l- 5.2 BGB).

II.

Nach Wegfall der Preisänderungsklausel in § 2 Abs. 2

des Sondenrertrages S-1 lassen sich die Preiserhöhun-
gen der Beklagten auch nicht mit der Einbeziehung der
AIßGasV rechtfertigen.

Dabi mag man zugarnsten der Beklagten noch eine
wirkeame und umfassende Einbeziehung der AVBGasV

unterstellen.

1.
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Die K1äger haben hier zwar Bedenken geltend ge-
macht, weil Zweifel bestünden, ob die AVBGagV ih-
nen gegenüber j-m Sinne von § 305 BGB hinreichend
bekannt gemacht wurde. Sie meinen weiEer, dass
der umfassenden Einbeziehung wtrrde wiedenrm ent-
gegenstehe, dass die AVBGaSV nur dort habe gelten
solLen, wo der Vertrag nichts gleiteres vorsieht.
Iretztlich wtrrde das Berufen der Beklagten auf
Preisbestimmungen der A\IBGasV aber auch dem Umge-

hungsverbot des § 305 a BGB widersprechen.

AII dies bedarf keiner abschließenden Entschei-
dung, denn die AVBGasV enthäIt keine Klause1n,
aus denen sich eine Preisänderungsbefugnis der
Beklagten herleiten 1ieße.

Dies gilt insbesondere für § 4 Abs. 2 der
AVBGasV, auf den sj-ch die Beklagte beruft. Der
[{ortlaut gibt nämlich für eine vereinbarte Prei-
sänderungsbefugnis nichts her, sondern regelt nur
die öffentliche Bekanntgahe als zusätzliche Wirk-
samkeitsvoraussetzung für die Änderung atlgemei-
ner Tarife und Bedingungen.

III.

Die durch die Unwj-rksamkeit der vertraglichen Preisan-
passungsklausel entstandenen Regelungslücke kann auch

nicht durch § 313 BGB (unten 1.) oder § 315 BGB (unten

2.) gefü11t werden, weil dies grundsätzlich dem Umge-

hungsverbot des § 306 a BGB widerspricht. Ein Ausnah-

mefa1l, weleher allein auf Billigkeitserwägungen ge-

stützt werden könnte, liegt nicht vor (unten 3. ) . Auch
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kann kann dahinstehen, ob die Preiserhöhung nach § 19

Abs. 4 Nr. 2 GWB zu beanstanden wäre.

Eine Umgehung im Sinne von § 305 a BGB ist immer

dann zu bejahen, wenn eine vom Gesetz verbotene
Regelung bei gleicher rnteressenlage durch eine
andere rechtliche Gest.altung erreicht werden

soII, die objektiv nur den Sinn haben kann, dem

gesetzlichen Verbot zu entgehen (PaLandE/Hein-

rich, aaO., § 306 a Rn 2) .

Eine Preisanpassung über die Grundsätze des hleg-

faI1s der Geschäftsgrundlage scheidet deshalb in
der Regel aus. Die Parteien haben nämlich bei
Auslegung des VerErages die Möglichkeit der Ab-

änderung der Vertragspreise bei veränderten wirt-
schaftlichen Randbedingungen durchaus im Blick
gehabt, so dass es einer Anpassung der Geschäfts-
grundlage nicht bedarf (Palandt/Heinrichs, aao.,
§ 313 Rn 23 mwN).

Sie haben dem auch durch die Einräumung von Kün-

digungerechten Rechnung getragen.

Gl-eiches gilt für die Anwendbarkeit des § 315

BcB. Die BilligkeitskonErolle nach § 31"5 BGB im

Zusammenhang mit § 242 BGB soII eine Schranke
gegen Missbrauch privatautonomer Gestaltungsmacht
vor allem in Rechtsgebieten schaffen, in denen

die §§ 3o7 ff. nicht gelten (Palandt/Heinrichs,
aaO., § 315 Rn 2) .

Dies setzt allerdings voraus, dass für streitige
Preise zumj-ndest ein einseitiges Leistungsbestim-
mungsrecht, welches einer Billigkeitskontrolle

z.
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unterzogen werden könnte, besteht. Denkbar wäre

es deshalb, dass Preiserhöhungen, die aufgrund
einer etwa wirksamen vertraglichen Preisanpas-
sungsklausel festgelegt wurden, dennoch einer
Billigkeitskontrolle gemäß § 315 Abs. 3 BGB zrt

unterziehen (so BGH-N,][,I 1980, 25L8; bei iruRIS Rn

24) .

rst aber, wie im vorliegenden Fa1le, davon auszu-
gehen, dass ein solches einseitiges LeisEungsbe-
stimmungsrecht für die streitigen Preiserhöhungen
nicht besteht, so 1äuft auch eine Billigkeitskon-
trolle ins Leere. Denn wenn eine einseitige ErhÖ-

hung vertraglicher Preise schon dem Grunde nach
nicht besteht, bedarf es auch keiner weiteren
Überprüfung der Höhe nach.

Dem steht echließlich auch nicht entgegen, dass
nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes
die Anwendung des § 315 Abs. 3 BGB auch auf Prei-
se für Leistungen der Daseinsvorsorge - zu denen

nach Auffassung der Kammer auch die Versorgung
von Endverbrauchern mit Gasbrennstoffen gehört
ausgeweitet wurde und dass § 315 abs. 3 BGB

grundsätzlich neben § 19 Abs. 4 GwB Anwendung

finden könnte (gCH, Urteil vom 18.10.2OO5, AZ:

KzR 3 6 / 04, zLtLer nach juris, dort Rn 28; IJG

Heilbronn, aaO. ) .

Vorgenannte Rechtsgrundsätze kommen nur dann

nicht zum Tragen, wenn das Festhalten am Vertrag
:urotz Wegfalls der vertraglichen Preisänderungs-
befugnis für die Beklagte zu einem untragbaren,
mit RechE und Gerechtigkeit, nicht zu vereinbaren-
den Ergebnis führen wfrrde (BGHZ 84, 9; 1-21-, 392;

L28, 238; 133, 32L) . Dafür fehlt es aber an über-
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zeugenden Anknüpfungstatsachen, die die Beklagte
vorzutragen und zu beweisen hätte.

Außerdem ist zu berücksichtigen, dass das von

beiden Parteien zu tragende Preisrisiko nur
in einem überschaubaren zeitlichen Rahmen hinzu-
nehmen ist, weil der Sondervertrag S-1 beiden

Parteien nach Ablauf von 2 .fahren erstmals und

danach alle drei Monate ein ordenEliches Kündi-
gungsrechE ermög1icht. .

Außerdem rechtfertigen auch erhebliche Kosten-

sEeigerungen nicht in jedem Falle eine Vertrags-
anpassung (palandt/Heinrichs, aao., § 313 Rn 16

mit Verweis auf OLG München DB 1983, 26L9). Dass

die zwischenzeitlichen Randbedj-ngungen für die
ErfüIlung der mit den Klägern geschlossenen Gas-

lieferungsverträge insbesondere aufgrund untrag-
barer Kostensteigerungen im Zulieferbereich für
die Beklagte im sinne oben genannter Grundsät-

ze unzumutbare existenzielle Auswirkungen hätten,
ist nicht ersichtlich.

Auf § 19 Abs. 4 Nr- 2 GwB kommt es nicht an: die-
ser gewährt der Beklagten kein Recht auf Preiser-

höhungen. Er wäre aIlenfalls zu prüfen, wenn die
Beklagte aufgrund ihrer vertraglichen Grundlagen

zu Preiserhöhungen berechtigt' wäre'

rv.

Selbst wenn

hend unEer

streitigen

marl den rechtlichen Ausführungen vorste-
Zlffer III. nicht folgen und die hier
Gaspreiserhöhungen einer Billigkeitskon-
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troIle nach § 3L5 Abs. 3 BGB unterwerfen wo11te, hat
die Rechtsverteidigung der Beklagten keinen Erfolg.

Die Billigkeit der Leistungsbestimmung hat die-
jenige Vertragspartei darzulegen, welcher das

Leistungsbestirnmungsrecht eingeräumt ist und die
deshalb auch tlpischweise allein dazu in der Lage

ist, die Billigkeit ihrer Bestimmung darzutun
(geH, Urteil vom 18.10.2005, KzR 36/04, zitiert
nach juris, dort Rn l-9 mwN) .

Die noEwendigen Kriterien, die hier von der
Beklagten für den zu führenden Billigkeits-
nachweis zu fordern sind, führen allerdings
zu einer Interessenabwägung. Während sich
die preisbestimmungsberechtigte Vertragspar-
tei - hier die Beklagte - auf ihr Grundrecht
der Beruf sf reiheit (Art . 12 Abs .1-, 1-4 Abs . 1

cc) stützen kann, gilt es demgegenüber, das
Interesse des Vertragspartners - hier der
K1äger aIs Endabnehmer der Gaslieferungen -
an einem effekE.iven Rechtsschutz bei der
überprüfung der Entgelthöhe abzuwägen.

Dabei ist grundsätzlich zu prüfen, ob Ab-
striche in der Eignung und Erforderlichkeit
hinsichtlich eines kollidierenden Rechtsgu-
Ees angesichts der dadurch bewirkten Mög-

lichkeit zum Schutz des anderen Guts in
einem angemessenen Verhältnis stehen, insbe-
sondere zumutbar sind, oder ob die Angemes-

senheit eher erreicht wird, wenn Minderungen
der Eignung und ErforderLichkeit hinsicht-
lich des anderen Rechtsgutes in Kauf genom-

men werden.

b.
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Gegebenenfalls ist abzuwägen, welche aus

beiden Sichtwinkeln zur größtmöglichen Si-
cherung des Schutzes der kollidierenden
Rechtsgüter führt.

c. Der Gesetzgeber hat insofern keinen LÖsungs-

weg bereitgestellt, der stets eine Verwirk-
lichung der gegenläufigen Interessen in die-
sem mehrpoligen Rechtsverhä}t'nis sichert '

Die Entscheidung geht deshalb immer nur

enEweder zu Lasten des effektiven Rechts-

schutzes oder zu L,asten des Geheimhaltungs-

interesses. Es bleibt deshalb nur die Mög-

Iichkeit einer Abwäg'ungsentscheidung eröff-
net (Beschluss BVerfG vom 14.03'2006, AZz

1 BvR 2087 / 03 , L BvR 2 OLL/03 , zit,iert nach

juris, dort Rn. 81, 97, 101, l-07) '

d. Diese Interessenabwägr.rng verbietet es zwar ,

der Beklagten zuzumuten, ihre g'esamte KaI-

kulationoffenzulegen,dennimRahmendie-
ser of f entegung wrlrde den K1ägern und ggf '
auchd.rittenmöglichenlrlettbewerbernderBe-
klagtendielrtöglichkeiterÖffnet,Kenntnis
vonBetriebs-undGeschäftsgeheimnissenzlu
erlangen,vondenenzumindesteinzelnefür
wettbewerbliche strategien und Einzelmaßnah-

men von Bedeutung sein könnten' Darin Iäge

d'anneinGrundrechtseingriff(BVerfGaao.,
Rrr 92, 93). Die Beklagte bleibt aber gehal-

ten,alleMöglichkeitenalternativerSach-
aufklärung aus zuschöPf en'

2. Vorstehende Nachweiskriterien zv Grunde legend

wirddieBeklagtemitdenhiervorgetragenenTat-
sachenzurRechtfertigungihrerPreiserhöhungen
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bei würdigung der Gesamtumstände gemäß § 286 ZPO

nicht gerecht.

Die vorgelegten Gutachten der [tirtschafts-
prüfgesellschaft KPMG (Anlage 816, B45) ge-
nügen den Anforderungen einer überzeugenden
Beweisführung nicht. Die Beweisführung durch
einen neutralen, z:ur Verschwiegenheit ver-
pflichteten, Sachverständigen (Wirtschafts-
prüfer) schafft keine geeignete Möglichkeit
zrtr Sachaufklärung. Die EinschalLung von
Sachverständigen enthebt näm1ich das Gericht
nicht, sich hinsichtlich des Sachverhaltes
und des Ergebnisses des Gutachtens eine ei-
gene Überzeugr.rng zu bilden (BVerfG aaO. , Rn

108). Hinzu kommt, dass vorliegende Aussagen

nur im Wege privatgutachterlicher Stellung-
nahmen eingeführt wurden, ohne dass Gericht
und K1äger sich ein Bild darüber versehaffen
konnten, welche konkreten Erkenntnisguellen
den dort getroffenen Auseagen zugrundeliegen
und ob etwa von Seiten der Beklagten dem

Gutachter zugetragene Auskünfte - ihre Rich-
Eigkeit unterstellt - überhaupt aIs Beurtei-
lungsgrundlage ausreichend waren.

Auch die Bescheinigung der Kartellbehörden
ist kein sicheres Indiz für die Billigkeit
der Preiserhöhungen. Im vom Kartellsenat des

Bundesgerichtshof mit Urteil vom 08.10.2005
entschiedenem FaII (aaO., dort Rn 20) wurde

festgestellt, dass auch der Umstand, dass

von Genehmigungsbehörden (betreffend § 12

der Bundestarifordnung Elektrizität) gebil-
ligte Tarife al"s überzeugendes Nachweiskri-
terium nicht genügt, denn die öffentlich-

b.
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rechtliche slürdigung einer solchen Genehmi-

gung beschränke sich auf das verhäItnie der

Behörde zum Genehmigungsempfänger und sei
für die privatrechtliche Überprüfung eines
einseitig festgesetzten Entgeltesi am Maßstab

des § 315 Abs. 3 BGB nicht präjudiziell und

könnte allenfalls bei einer abschließenden

Bewertung der für die Billigkeit der Tarife
maßgeblichen Umstände Bedeutung erlangen.

Für die hier worgelegten Bescheinigungen der

Kartellbehörde kann nichts anders gelten.

Schließlich überzeugen auch die angeführten
Zahlen zum Marktvergleich nicht, da im hier
streitigen terriEorialen Bereich von einem

v{ettbewerbspreis bei Gasversorgern keine Re-

de sein kann. Dies möge bei lteukunden noch

erwägenswert erscheinen, sotern diese die
Möglichkeit haben, zwischen Wettbewerbern

verschiedener Energieträger zu wähIen' Die

K1äger sind aber keine Neukunden.

Es kann auch nicht auf den Substitutions-
wettberb der Neukunden abgestellt werden,

von denen auch die Altkunden profitieren, da

ein Wettbewerb zwischen den Energieträgern
allein schon aufgrund der Bindung des Gas-

preises an den Heizölpreis ausscheidet'

Schließlich genügt es nicht t zur Rechtfer-

tigung der Preiserhöhung ausschließIich die

Veränderung d'es Arbeitspreises im Rahmen

der Sonderverträge S-L mit Bezugspreisen

der Beklagten von Seiten der V!{G gegenüber

d.
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zu stellen. fn der bereits zititerten Ent-
scheidung des BGH vom 18.10.2005 (aaO. Rrr

29) wird darauf verwiesen, dass nicht aus-
geschlossen werden kann, dass nicht nur
die geforderten Entgelte als solche, son-
dern auch einzelne Preisbildungsfaktoren Be-
deutung gewinnen.

Zwar sei letztlich nicht die Art der Prei-s-
bindung, sondern das Ergebnis a1s Missbrauch
einer marktbeherrschenden Stellung darstell-
bar. ,Jedoch könne der Angatz insbesonde-
re einer Mehrheit von Preisbildungsfaktoren,
von denen anzunehmen sei, dass auf ihrer
Grundlage kalkul-ierte Preise bei wirksarnen
Wettbewerb auf dem Markt nicht durchgesetzt
werden könnten, ein Indiz dafür sein, dass
der so gewonnene Preis missbräuchlich über-
höht ist.

Der Bundesgerichtshof lässt damit zwar den

Umfang einer von FaII zu FaIl zu prüfenden
Offenlegung innerbetrieblicher Kalkulation
offen, macht aber zugleich deutlich, dass
die beweispflichtige Partei in Bezug auf die
Billigkeit der Preisbildung aIIe Möglichkei-
Een zlrr Sachverhaltsklärung auszuschöpfen
hat. Dies hat die Beklagte nach Überzeugung
der Kammer jedoch nicht gretan.

Der Beklagten ist zwar nicht zuzumuten, die
Rechtfertigung ihrer ab Oktober 2004 güIti-
gen Vertragspreise zl begründen. Insofern
ist der Auffassung'der K1äger, dass die Be-
klagte auch ihren ab Oktober 2OO4 gültigen
Sockelbetrag zu rechtfertigen hätte, nicht
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zv folgen. Es bleiben jedoch Zweifel, ob

im weiteren zeitlichen Verlauf nach Oktober
2OO4 tatsächlich auch aIle Preisschwankungen

beim Gasbezug - also auch möglicherweise
die Beklagte zwischenzeitlich begünstigende
Bezugspreissenkungen - in die Preisbildung
im Zuge der sEreitigen Preiserhöhungen ein-
geflossen sind. Dafür gibt der Sachvortrag
der Beklagten insgesamt nichts Überzeugendes

her.

Die nach der mündlichen Verhandlung vom 07.05 .2006

eingegangenen SchriftsäEze der Parteien enthielten
weitreichend zulässige Rechtsausführungen, gaben aber

auch im Hinblick auf weiteren sachvortrag keinen

Anlass für die lrliedererÖffnung der mündlichen Verhand-

lung (§§ 296 a, 1s6 zPo) -

e,

D.

Die Kost,enentscheid'ung folgt aus §§ 92 Abs'

ebs. 3 ZPO.

L, 269
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Die Regelung zur vorläufigen Vollstreckbarkeit' beruht

auf § 709 Satz 1- und 2 ZPO'

Beim streitwert gingen die K1äger zunächst einer

ersten Gaspreiserhöhung bei Einreichung der Klage

von einem streitwert von 25.000,00 EUR auE . Da

zwischenzeitlich weitere 3 Gaspreiserhöhungen streitig
geworden sind, hat d,as Gericht den streitwert nunmehr

angemessen geschäl'ziu und auf den erhöhten Betrag von

50. 000, 00 EUR festgesetzt -

Dr. Kieß
Vorsitzender Richter
am Landgericht

Prade
Richter
am Landgericht

Dr. Dreher
Richter
am Landgericht.

Für den Gleichlaut der Ausfertiguag
uit der Urschriftt .i ,, I

DreEden, den 05.07.2006 Lt(\lleitrerE, üAng
als urkundebea.mtin
der Gleschäft.eetelle

.:,J,

\ r.a.aI lJ i: L:-


